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Rechtslage
In neuerer Zeit häufen sich Meldungen über Konsumentenfallen im Internet, sog. "Internet-Abzocker". Dies sind unseriöse Anbieter, die im Internet Waren und Dienstleistungen anbieten, oft unter dem Vorwand, die bezogene Ware sei gratis oder man nehme an einem Gewinnspiel teil. Zu Ihrem grossen Erstaunen erhalten Sie wenig später eine Rechnung über ein im Internet abgeschlossenes Abonnement, obwohl Sie keines abgeschlossen haben – zumindest war dies Ihnen nicht bewusst. Oder Sie haben ein angeblich kostenloses PC-Spiel herunter geladen, eine Reise geplant, Grusskarten versandt usw. Da das Internet zudem weltweit zugänglich ist, kann es zu Kollisionen zwischen verschiedenen Kulturen, Rechtsauffassungen usw. kommen.

Ein über das Internet abgeschlossener Vertrag ist grundsätzlich gültig. 

Es stellen sich beim Missbrauch / Irrtum jeweils folgende Fragen:

· Schloss der Kunde ungewollt, ohne sein Wissen einen Vertrag ab?

· Ist ein Vertrag gültig, d. h. in gegenseitiger Willensübereinstimmung, zu Stande gekommen?

· Falls ja, zu welchen Bedingungen?

· Sind allfällige Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB) Bestandteil des Vertrages geworden? Waren sie für den Kunden gut sicht- und herunterladbar? Enthalten Sie eine ungewöhnliche Bestimmung, die gegen das Bundesgesetz gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG, v. a. Art. 8; siehe unten) verstossen könnten?
· Welches Recht ist anwendbar und wo ist der Gerichtsstand?
Grundsätzlich kommt das Recht desjenigen Staates zur Anwendung, in dem der Anbieter seinen Sitz oder Wohnsitz hat. Eine Vereinbarung über das anwendbare Recht ist möglich. Anders bei Konsumentenverträgen, d.h. Verträgen die dem Privatkonsum, nicht geschäftlichen Zwecken des Konsumenten dienen: In diesem Fall wird schweizerisches Recht angewendet, eine Vereinbarung über das anwendbare Recht ist nicht zulässig. Kommt ausländisches Recht zulässigerweise zur Anwendung und verstösst eine Bestimmung des ausländischen Rechts gegen den schweizerischen "Ordre public", d.h. der in der Schweiz gängigen Vorstellung von Recht und Sitte, so kommt diese Bestimmung in der Schweiz nicht zur Anwendung. Zur Beurteilung von Streitigkeiten aus Vertrag sind die schweizerischen Gerichte am Wohnsitz des/der Beklagten zuständig. Dies gilt auch für Konsumentenverträge, wobei der Konsument nicht im Voraus auf die Zuständigkeit der schweizerischen Gerichte an seinem Wohnort verzichten kann.

Zurzeit gibt es in der Schweiz kein Widerrufsrecht im Sinne von Art. 40a ff. OR (Haustürgeschäfte) bei Vertragsabschlüssen übers Internet. Begründet wurde dies im Bundesrat damit, dass der Kunde bei solchen Transaktionen über das Internet nicht vom Verkäufer direkt bedrängt wird (im Gegensatz zum Telefon- oder Haustürabsatz), der Bürger mündig sei und selber wisse was für ihn gut und von Vorteil sei. Zudem gilt im Obligationenrecht der Grundsatz der Vertragsfreiheit.

Möglichkeiten, sich vor ungewollten Internetverträgen zu schützen: 

1. Lesen Sie das Kleingedruckte (AGB und/oder sonstige Hinweise auf der Internetseite) sorgfältig.

2. Seien Sie vorsichtig mit dem Anklicken von Buttons, deren Bedeutung Ihnen unklar ist oder die auf einen Vertragsabschluss hindeuten – bei seriösen Anbietern sollte vor Vertragsabschluss ein Hinweis erscheinen, der dem Internetkunden anzeigt, dass er dabei ist, einen Vertrag, z. B. einen Kaufvertrag, abzuschliessen.
3. Seien Sie vorsichtig mit der Weitergabe Ihrer Adressangaben.
4. Warnen Sie auch Ihre Kinder vor solchen Internetanbietern, da diese oft gerade die Unerfahrenheit von Kindern und Jugendlichen ausnützen.

Haben Sie oder Ihre Kinder dennoch einen ungewollten Vertrag abgeschlossen und darauf eine Rechnung, eventuell auch eine Mahnung von einem Inkassobüro oder einem Rechtsanwalt (z. B. Olaf Tank, Uwe Ohlrich oder Boris Hoeller aus Deutschland) erhalten:

1. Zahlen Sie die Rechnung auf keinen Fall, auch nicht bei Drohung durch Inkassobüros oder Rechtsanwälte. In der Regel wird die Drohung nicht wahrgemacht. Wenn die Drohung dennoch wahrgemacht und Sie betrieben werden: Erheben Sie Rechtsvorschlag.

2. Wenn Sie unbedingt reagieren wollen: Kontaktieren Sie den entsprechenden Anbieter per Mail. Sollte er noch nicht im Besitz Ihrer Adresse sein, geben Sie diese nicht an. Teilen Sie dem Anbieter mit, dass Sie einen allfälligen Vertrag anfechten und die Rechnung nicht bezahlen. Die Darstellung der Website sowie die Teilnahmebedingungen seien irreführend und täuschend gewesen. Im weiteren verstosse das Internetangebot gegen das Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb. Weitere Zahlungsaufforderungen haben anschliessend keine Bedeutung mehr für Sie. Ist dem Internetbetrüger Ihre Adresse bereits bekannt, versenden Sie den Brief zu Beweiszwecken per Einschreiben.

3. Auch wer bereits einmal bezahlt hat, sollte eine nachfolgende Rechnung nicht bezahlen und zusätzlich geltend machen, man habe die erste Rechnung irrtümlicherweise beglichen.

4. Ein minderjähriges Kind, das sich mit falschem Geburtsdatum angemeldet hat, macht sich nicht strafbar. Schicken Sie auf keinen Fall die Kopie eines Ausweises.

Informationen zu diesem Thema

www.seco.admin.ch (Dokumentations-Publikation)

Konsumentenfallen; Spam

Im freien Markt sind sog. „Konsumentenfallen“, irreführende, aggressive oder verschleiernde Geschäftspraktiken und Gaunereien untersagt. 

Verbreitete Missbräuche sind insbesondere:

- Dubiose Angebote für esoterische und erotische Produkte und Dienstleistungen

- Spam (unaufgeforderte Massenwerbung)

- Irreführende Gewinnversprechen

- Versteckte Offerten für Registereinträge (v. a. Telefonbuch)

- Eindringliche Aufforderung zur Teilnahme an TV-Sendungen via 0900-er Nummern.

Wie verhalten?

-
Irreführende Gewinnversprechen und dubiose Angebote am besten wegwerfen.

-
E-Mails mit unrealistischen Gewinnversprechen aus Wettbewerben etc. sind unbeantwortet zu löschen.

-
Teilnahmen, Bestellungen über 0900-er Nummern sind sehr teuer. Einfach nicht mitmachen.

-
Zweifelhafte Anbieter auffordern, Ihre persönlichen Daten aus der Datenbank zu löschen.

-
Offerten für Registereinträge sind genau durchzulesen (insbes. Kleingedrucktes!). 

-
Wird trotzdem eine Eintragungsofferte unterzeichnet – Vertrag sofort wegen Täuschung und Irreführung anfechten. 

Weitere Hilfen:

- www.konsum.admin.ch (Eidg. Büro für Konsumentenfragen)

- www.konsumentenschutz.ch (Stiftung für Konsumentenschutz) 

- www.lauterkeit.ch (Schweizerische Lauterkeitskommission – Beschwerdeformulare)

- www.seco.admin.ch (Staatsekretariat für Wirtschaft; Merkblätter etc.)

Regula Musterfrau

[Musterstrasse 22

6088 Musterstad])

Einschreiben

[Musternet AG

Musterstrasse 11

6088 Musterstadt]
[Musterstadt], ______

Ungültiger Internetvertrag
Ihre Rechnung vom ______/ Kundennummer ______

Sehr geehrte Damen und Herren

Am ______________ erhielt ich Ihre obgenannte Rechnung für eine angeblich auf Ihrer Internetseite bezogene Leistung. Es muss sich hierbei um ein Versehen handeln, ich hatte nie die Absicht, von Ihnen diese Leistung zu beziehen. Somit ist auch kein Vertrag mit Ihnen zu Stande gekommen (Art. 1 OR). 

Ich bitte Sie hiermit, meine Daten von Ihrer Liste oder Datenbank zu streichen und die Rechnung zu stornieren. Ich werde sie keinesfalls bezahlen. Für mich ist hiermit der Fall erledigt.

Sollten Sie die Sache weiter verfolgen und rechtliche Schritte einleiten wollen, behalte ich mir vor, Strafanzeige wegen Betrugs oder unlauteren Wettbewerbs gegen Sie zu erstatten.

Freundliche Grüsse

Regula Musterfrau

